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Gerhard Hess:
Unglaubwürdiger Aktionismus der Bundesregierung
(bbiv) München. Unglaubwürdigen, unzureichenden Aktionismus nennt der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, Gerhard Hess, das Auftreten der Bundesregierung bei Philipp Holzmann. Hess wörtlich: „Die Holzmann-Misere ist zum guten Teil Symptom einer seit 1994 anhaltenden Rezession am Bau, die uns in Deutschland 350.000 Bau-Arbeitsplätze kostete und 32.500 Bauunternehmen in den Konkurs trieb. Das ordnungspolitisch fragwürdige Eingreifen des Bundeskanzlers lässt jede Auseinandersetzung mit den Ursachen dieser Rezession missen. Das ist Politik nach dem Motto ‚Notoperation geglückt, Patient siecht weiter dahin.‘“

Am gleichen Tag, an dem der Bundeskanzler  250 Mio. DM für ein einziges sanierungsbedürftiges Bauunternehmen freigebe, verteidige er im Bundestag einen Haushalt, mit dem die völlig unzureichenden Investitionsmittel mittelfristig deutlich zurückgeführt, zukunftswichtige Projekte im Eisenbahn- und Bundesfernstraßenbau blockiert würden – für Hess geradezu schizophren und ein Hohn für die Bauwirtschaft.

Wer dem Bau wirklich aus der Krise helfen wolle, müsse, so Hess, zuerst ordnungspolitische Verantwortung zeigen. Notwendig sei eine konsequente Verbesserung der Rahmenbedingungen des Baumarktes. Konkrete Ansatzpunkte seien etwa die Rücknahme der ausufernden rechtlichen Bestimmungen um den Bau und die Korrektur der unternehmerfeindlichen Steuerpolitik des Bundes. Ebenso wichtig sei ein Angehen gegen die – Beispiel DB – selbstherrliche Auslegung des Vergaberechtes bei Unternehmen der öffentlichen Hand und die Verbesserung der noch immer nicht ausreichenden Transparenz des Vergabewesens.

Die wirksamste Soforthilfe für Baumarkt und Wirtschaft insgesamt sei die Wende vom Verfrühstücken von Steuergeldern über Arbeitsamt und Sozialkassen hin zu einer Politik, die Investitionsmittel messe am gewaltigen Sanierungs- und Zukunftsbedarf des Landes. Hess: „Gradmesser für den Innovationswillen des Bundes ist der Bundesverkehrswegehaushalt. Es gibt keinen effektiveren Weg, die Vorteile von Angebots- und Nachfragepolitik zu verbinden, als die Erhöhung der Investitionen in den Verkehrswegebau. Das wird durch die unübersehbaren Arbeitsplatz- und Wachstumseffekte jedes einzelnen größeren Infrastrukturprojektes der letzten Jahrzehnte eindeutig belegt.“ Ein aktuelles, für den Bau besonders schmerzliches Beispiel sei die städtebauliche und wirtschaftliche Blockade im Münchner Nordwesten, die durch die Freigabe von nur 300 Millionen DM für die Vollendung der A 99 zwischen Langwied und Unterpfaffenhofen aufgebrochen werden könnte.
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